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SP-Initiative flr getrennte
Besteuerung der Ehegatten

Nach ihrer «Volksinitiative fir Steuererleichte-
rung» lanciert die Sozialdemokratische Partei
des Kantons Zurich nun ihr zweites, vor Jahres-
frist vom Parteitag in Glattfelden abgesegnetes
Volksbegehren. Der Wortlaut des von der SP-
Frauengruppe angeregten Vorstosses lautet
kurz und bindig: Ehegatten werden getrennt
besteuert.

Im Unterschied zur ersten SP-Steuerinitiative,
die vor einigen Monaten eingereicht wurde,
geht es beim zweiten Volksbegehren im Prinzip
nicht um die Steuerbelastung, sondern — wie
Maria Zaugg-Alt an einer Pressekonferenz En-
de September betonte — um «gleiche Rechte
far Mann und Frau». Die erwerbstéatige Ehefrau
soll in Ubereinstimmung mit dem vom Volk gut-
geheissenen Gleichheitsartikel der Bundesver-
fassung steuerrechtlich nicht mehr als blosses
Anhangsel zum Ehemann behandelt werden,
sondern sozusagen den Status eines eigenen
Steuersubijekts erhalten.

Die Initiative, fur die seit Mitte September Un-
terschriften gesammelt werden (es braucht
10 000), verlangt also die Abkehr vom Prinzip
der Familienbesteuerung. Wie Kantonsratin
Agnes Guler-Balzer (Zirich) betonte, sieht das
neue, in die Form einer Einfachen Anregung
gekleidete Volksbegehren ausdricklich vor,
dass bei dessen Verwirklichung dem Verfas-
sungsgrundsatz nachgelebt wird, wonach die
Besteuerung nach der wirtschaftlichen Lei-
stungsfahigkeit erfolgt, dass mithin Ehepaare
vom neuen Besteuerungssystem im Vergleich
zur heutigen Steuerbelastung grundsatzlich
weder bevorteilt noch benachteiligt werden.
Die Frage, ob die Volksinitiative das geeignete
Mittel sei, um dieses formelle, die Steuerbela-
stung nicht betreffende Anliegen durchzuset-
zen, ist innerhalb der SP eingehend diskutiert,
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schliesslich aber von den zustandigen Partei-
gremien bejaht worden. Die blosse Mitunter-
schrift der Ehefrau auf der Steuererklarung, wie
sie ein noch hangiges Postulat der LdU-Kan-
tonsratin Monika Weber (Zlrich) anregt, geht
nach Ansicht der SP jedenfalls eindeutig zu we-
nig weit.

Warum nicht eine Ombudsfrau?

In gleichem Masse, in dem das Missbehagen,
wenn nicht gar Misstrauen, in weiten Kreisen
der BevoOlkerung gegen undurchsichtige Prei-
serhbhungen wachst, verstarkt sich auch der
Ruf nach der Wiedereinflihrung der Preisliber-
wachung.

Am 2. Juli 1979 wurde bei der Bundeskanzlei
die vom Konsumentinnenforum, von der
Fédération romande des consommatrices und
von der Associazione Consumatrici della Sviz-
zera ltaliana organisierte Initiative zur Wieder-
einfihrung einer Preisiberwachung einge-
reicht. 133 000 gultige Unterschriften haben sie
hierfir gesammelt. Auch eine Motion, im Ge-
sundheitswesen einen Preisiiberwacher einzu-
setzen, wurde in den eidgendssischen Raten
eingereicht. Somit haben sich der Bundesrat
und das Parlament erneut mit der Frage der
Preistiberwachung zu befassen.

Es darf nicht wundern, dass gerade Frauen als
Promotoren der Preisuberwachungs-Initiative
auftraten. Sie splren am direktesten, wenn es
in ihrem Geldbeutel nicht mehr stimmt. Der Text
ihrer Volksinitiative verlangt: «Zur Verhinde-
rung von Missbrauchen in der Preisbildung er-
lasst der Bund Vorschriften fiir eine Uberwa-
chung der Preise und Preisempfehlungen fir
Waren und Leistungen marktmassiger Unter-
nehmungen und Organisationen, insbesondere
von Kartellen und kartellahnlichen Gebilden,
des offentlichen und des privaten Rechts. So-



	SP-Initiative für getrennte Besteuerung der Ehegatten

